
Zusamrnenfassende Erklärung
gemäß § lOa Abs. i BauGB

Vorhabenbezogener BebauungspThan Nr. 14 ,Pi>ofovo}kaikanRage Kffieswerk Gaiz9in"dec Gemeinde Ganzlin

t Rechtsgrunötagen

Gernäß § lOa Abs. 1 Baugesetzbuch ist «:Jem Bebauungsplan eine zusamrnenfasserxde
Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange unö die Ergebniisse derÖffentlichkeits- und Behörderföeteiligung im Bebauurigsplayq be'iaücksick*tigt wui"öeii urid über
die Gründe, aus deneri der Plan nach Abwägung rnit öen geprüften, in Betractit konrnenden
anderweitigen Planungsrm5glichkeiter» gewähit wucde, hinzuzufügen.

Zur Vorbereitung des Vorhabenbezogerien Bebauungsplans Nr. 14 ,,Photovoltalikanlage
Kieswerk Ganzlin" wurde der Teilflächennutzungspaln der Gerneinde GanzJin geäntert. Das
Plangebiet des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. !4 wurde im Wesentlidhery von
,,Flächen für Abgrabungen oder die Gewinnung von Bodenschätzer»" sov:e von
naturbelassene Grünfläche in Sonäergebiet Pnotovoltaikanlage geänden. DerFeststellungsbeschluss zu dieser 1 . Änderung des Teilflächennutzungsplans wurde von der
Gemeindevertreterversammlung am 27.06.20"I9 gefasst.

2. Urnweltbezogene fnforrnatfonen

Folgende umweltbezogenen Informationen lagen vor:
- Umweltbericht gemäß BauGB einschl. der Eingriff-Ausgleich-Bilanz gern. § 12 NatSchAG

MV zur 1 . Änderung des Flächennutzungsplaries und zum vorh.-bez. B-Plari Nr. 14 öec
Gemeinde Ganzlin Sondergebiet ,,Photovoltaikanlage Kieswerk Ganzlin"
von Planung für alternative Umwelt GmbH, Marlow, Februar 2fü 9

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum vorh.-bez. B-Plan Nr. '14 der
Gemeinde Ganzlin Sondergebiet ,,Photovoltaikanlage Kieswerk Ganzlin"
von Planung für alternative Umwelt GmbH, Marlow, Februar 2019

3. Berücksiditigung von Urnwel!öe!langen fm Rahmen öev Beüenll:gungen
3.1. Frühzeitige Beteiligung der ÖffenU:chkefü (§ 3 {"11 ) BauGB)

Der Inhalt des Aufstellungsbeschlusses für den vorhabenbezogenen Behauungspla:n Nr. !4,,Photovoltaikanlage Kieswerk Ganzlin" und die frühzeitige Öffentlichkeitsbetenigupg wurde
am 22.02.2017 im Amtsblatt Plauer Zeitung oitsüblich bekannt gemacht. Die frfi'hizeitigeÖffentlichkeitsbeteiligung ist in der Zeit vom 02.03.2017 bis j7.03.20l7 durch ölf?entliiche
Auslegung des Vorentwurfs der Planung im Amt Plau am See erfolgt.
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurden keine Anregungen, Hiinweise
oder Bedenken vorgetragen.

3.2. Frühzeitige BeteMligung öer Behöröen unö sonsü:gen Tvägev öffenRUjchec Be!aige
(§ 4 (1) BauGB)
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Die Behörden i'nit umweltrelevanten Aufgat:+en wurden mit Schreiben des ?[ay'itiriqs'büros
vom lO.02.20i7 unter Fristsetzurig aines Jl/!oiiats zur Abgahe eii>er Stelltiingnahme
aufgefordert. Das Beteiligungsverfahren wume tnit einern Vorentvvurf deia Planzeich'nt,«ng cinc!
einerri Vorentwurf der Begründung äurchgefütnt.

Die von den Behörden vorgetragenen Bedei*ken urid Anregungen wuröen folgend?eyrrxaßen
in dec weiteren Planung beharidelt:

Landkreis Ludwigslust-Parchirn
Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz wurden beachtet und gerneinsam mit der
Brandschutzbehörde öes Landkreises riormgerecfüen Regelungen zugeführt
Die erheblichen Bedenken des Fachbereichs Naturschutz konnten durch Vonlage der
Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierungen und weitere Ahstimmungeri zvvischen
Naturschutzbehörde und Vorhabenträger evitkräftet werden. Mit Schreit?en vom
30.04.2019 teilte der Landkreis Ludwigslust-Parchim mit, dass gegen die Aufste(Ilung des
B-Plans in der modifizierten Fassung vorn 30.04.2fü 9 keine Be6enken mehr besfühen.
Die Auflagen der Bodenschutzbehörde wurden in die Begründung des B-Plans
übernommen.

Für die Niederschlagswasserbeseitigung wurde in der Textlichen Festsetx:u'ng 3.2
geregelt, dass Niederschlagswasser auf den Grundstücken, auf denen es anfällt,
erlaubnisfrei versickert werden darf.

Die von der Immissionsschutzbehörde angeregte Blendanalyse in Bezug ;auf die
angrenzende Eisenbahnlinie Ganzlin-Röbel wurde wegen Streckenstilllegung niclht mehr
benötigt. Weitere Auflagen zu Blendwirkungen wemen beachtet.
Auflagen zu schädlictien Umwelteinwirkungen von Trafostationen wurden in die
Begründung übernommen.

«h

*

*

*

@

@

Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg
Das Plangebiet befindet sich in einem Vorranggebiet Rohstoffsichevung. Mit Ecltöschen
der bergbaulichen Nutzung wurde eine Übereinstimmung mit den Zielen der
Raumordnung in Aussicht gestellt. Am 18.06.2fü9 wurden die letzten Flä6en des
Plangebiets aus der Bergaufsicht entlassen.

Landesforst Mecklenburg-Vorpommern, Forstamt Wredenhagen
Die Waldgrenzen wurden nach Vorgabe des Forstarntes übernoirnmen,
dementsprechend die 30 m Waldabstandslinie in der Planzeichnung dargesielllt. Die
Festsetzung der Baugrenzen erfolgte grundsätzlich außerhalb des Waldabstandbecelichs.
In Abstimmung mit dem Forstamt wurde die nördliche Baugrenze parallel der L Q7 irb den
Waldabstandsbereich gelegt. Der Waldabstand wird hier wegeri der öffentlichen :Straße
reduziert.

*

3.3. Bete:ffgung der Behöraen unö sonsUgen Tvägev öffenüll:chey Be[lange
(§ 4 (2) BauGB)

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 .Abs. 2
BauGB wurde mit Schreiben des Pianungsbüros vom 08.12.2017 unter Fristsetzuiig eines
Monats zur Abgabe einer Stellungnahme durchgeführt. Das Beteiligungsverfahren wuirde mit
den Entwürfen der B-Plansatzung und der Begründung vom 20.11.2017 einschließlfücty der
umweltrelevanten Anlagen realisiert.

Nach weiterer Vervollkommnung der Planung, unter anderem durch Vorlage des
Umweltberichts und der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung von Fehruar 2fü9, wuiden der
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Landkreis Ludwigsiust-Parchirri und c)as Bergaiüii Stralst,inid .'qit Seireiberi :"4es
Planungsbüros vom * 9.03.209 nochrrmals arx der' AJste(lurig des B-Pjaris beieiligt.
Der letztertdliche Vorschlag für die B-Plan Satzung, bestehend ai,is Planzeichnur»g i-eil .". uiid
Textlichen Festsetzungen Teil B, entstand arn 30.04.20i9 nach Abstimmurxg :zwischenunterer Naturschutzbehörde und Planungs!:»üro.

Die von den Betförden und sonstigen Tvägerri öffentlichec Belange vorgetragenen,
wesentlichen Bedenken, Anregungeri und !-!iriüreise wuirderi folgeiqdeiaiaiiaßeir;i irt dherAbwägung behandelt:

Landkreis Ludwigslust-Parchim
die nochmaligen Anregungen uriä Hiriweise zur L6schwasserversorgurig, zur Darstellungder PV-Anlage und zur Einweisung der örtlichen Feuervvehr wurden (:»efolgt
Der Feuerwehrplan wird mit Fertigstellung der PV-Anlage vorgeJegi:
Zur Vorbeugung gegen Flächeribrände ist durch entsprechende Bewirtschaftung und
Pflege dauerhaft zu sichern, dass hrennbarer Bewuchs nicht entsteht.
Die Sondergebietsfläche Photovoltaik wird wegen der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz?ierung
zugunsten des Naturschutzes als ,,Fläche zur Sukzession auf r»ährstoffarmen Ro.hbÖden"
festgesetzt. Eine Pflege wird dementsprechend nur in größeren Ahstänäen, max. 2 x
jährlich, erfolgen. Die Pflege soll jedoch jeglichen Bewuchs unterbinderi, der zu e?irqer
Verschattung der Photovoltaikanlage führen kann.
fö der Abwägung zwischen natürlicher Sukzession und Vorbeugung gegen hrenii?baren
Bewuchs entscheidet die Gemeinde, dass ):irenn):iarer Bewuchs geringer Höhe zu'lässigist.

Der Anregung der Brandschutzbehörde wird nicht gefolgt.
Die Verfahrensweise wurde am 28.02.20'l9 rnit dem zuständigen Sachbearbeiter
vorbeugender Brandschutz abgestimrnt. In der Stellungnahme des Landkreises y,o:m
30.04.2019, FD Brand- und Katastrophenschutz, wumen keine Bedenken und H:nvveisemehr geäußert.

Die erheblichen Bedenken des Landkreises, FD 68 - Natur- und Umweltschutz, wurden
durch die weitere Projektenwicklung ausgeräumt. Dies wurde durch das Schreibe?n des
Landkreises vom 30.04.2019 bestätigt.
Für die Sondergebietsflächen mit der Nutzung Photovoltaik ist mit Einreichen det
Bauantragunterlagen durch eine Blendanalyse der Nachweis zu erbringen, dass
eine Blendwirkung auf die Umgebung und insbesondere die im Süden verlaufende
Bahntrasse Ganzlin - Röbel auszuschließen ist.
Lichtreflexionen sind anlagebedingt (praktisch) nicht möglich. Reflexionen tre)e?n ?n'icht
auf, da die Strahlungsenergie zum größten Teil absorbiert wird und die Module ü'ber eine
reflexionsmindernde Beschichtung verfügen. Optischen Störungen, die über das
Vorhabensgebiet hinausgehen, sind durch die tiefere Lage der PV-Module in de:r 'G?rube
urid die Heckenpflanzungen am Rande des SO PV zu vernachlässige:n. Eine
Beeinträchtigung des angrenzenden Wohngebiets ist wegen der Südausrich):u:ng derModule ausgeschlossen.
Die Bahntrasse Ganzlin -Röbel wurde stillgelegt und teilweise bereits zurückgebaut. EineBlendanalyse ist nicht mehr erforderlich.
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind Niederfrequenzanlagen, wie
Transformatorstationen, so zu errichten und zu betreiben, dass sie bei höchster
betrieblicher Anlagenauslastung in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die zum niöht nur
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestirnmt sind, die in der Verordnuinig über
elektromagnetische Felder 26. BlmSchV im Anhang la genannten Grenzwerte nichtüberschreiten.

Die auftretenden elektrischen und magnetischen Felder werden sich nicht negai'tiv auf
umliegende Wohnbebauung auswirken, da die Gleich- und Wechselstromfelder nur se?hr
schwach in unmittelbarer Umgebung der Wechselrichter und Trafostationen aufireten.
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DtlrCh gee!gnefe SfanC)o)fWal'll (jer Vl/eCl'!6elnr?Jlfera l!rbd 'ü'-';atlsfonl:'ialOFsrt 'W:TC' daSProbleriq gelöst.

Die Verordnung über elektromagnel:ische Feldeia, 26. F31mSr;hV, si>tird eiiischließJict:Anhang i a bei der Planung dec Photovoltaikarilage beachtet.

3.4 Öffent[:che Ausfegung (§ 3 (2) BauGB)
Die öffentliche Aus!egung hat in der Zeit vorri 02.C)t .2018 bis ZulTi 05.02.20i8 im Aynt Plauarn See während der hekannt gemachten Dienstzeiten stattgefunden. Die o?rtsüblict>eBekanntrnachung der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte am 20.l2.20j7 irn Amtsblatt P)auerZeitung. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden keine urnweltrelevantenAnregungen oder Stellungnahmen der Öffentlichkeii vorge'tragen.

3.5. Gemie:ndenachhaciehe Ahsü:mmungen (§ 2 (2) BauGB)
Die gemeindenachbarliche Abstimrnung fand irri Verfahren riach § 4 Abs. 2 Ba.u'GB mitSchreiben des Planungsbüros vom 08.12.2017 statt. Von 6en Nacibargemeiriden wurdenkeine Anregungen vorgetragen.

3.6. Satzungsbeschluss
Die Gemeindevertretung Ganzlin hat den Satzungsbeschluss arn 27.06.2fü9 gefasst.Sämtliche Belange sind behandelt worden. Es konnte davori ausgegangen weraeri, ?d:ass dieUmweltbelange hinreichend beachtet wumen.

4. AnöerweitMge PJanungsmögll:chkelen
Im Plangebiet bestand eine aktive bergrechtliche Gewinnungsberechtigung zum Kiesabbau.Die langjährigen bergbaulichen Tätigkeiten und die damit verbundene su:kzessiveGewinnung von Kiesen und Sanden im Nass- und Trockenschnitt sind über dasgesamteAreal weit fortgeschritten. Aus wirtschaftlichen Gründen wurde der Kiesabbau eingestel'lt unddie Bergaufsicht aufgehoben. Wirtschaftlich sinnvolle Alternativen zu eirier Nutzuing desPlangebiets werden nicht gesehen. Die geplanten Photovoltaikanlagen sind eine geeigneteNachnutzung.

Für den Geltungsbereich des B-Plans werden gegenwärtig keine andemeitigenPlanungsmöglichkeiten gesehen.
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